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Renteneintritt: Deutschland diskutiert über Jahre –

entscheidet aber über seine wirtschaftliche Zukunft

Die politische Debatte über das Renteneintrittsalter konzentriert sich derzeit vor allem auf die abschlagsfreie

Rente nach 45 Beitragsjahren und die Frage, ob längeres Arbeiten den Beschäftigten zugemutet werden

kann. Damit wird jedoch ein Thema in den Mittelpunkt gerückt, das die eigentliche wirtschaftspolitische

Herausforderung nur unzureichend beschreibt.

Besonders gravierend ist dabei die Qualifikationsstruktur

der künftigen Rentner. 3,6 Millionen von ihnen arbeiten

bereits heute in Engpassberufen, in denen Unternehmen

offene Stellen nur schwer besetzen können. 4,6 Millionen

Beschäftigte über 55 Jahre sind auf Fachkraftniveau tätig,

hinzu kommen Meister, Spezialisten und Experten mit

langjähriger Erfahrung. Betroffen sind zentrale Bereiche der

Volkswirtschaft – vom öffentlichen Nahverkehr über Logistik,

Bauwirtschaft und Elektrotechnik bis hin zum Rettungsdienst.

Gleichzeitig verweist das IW darauf, dass Deutschland

die Erwerbsbeteiligung Älterer bereits deutlich steigern

konnte. Der Anteil der 55- bis Rentenaltrigen in

sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung stieg innerhalb

eines Jahrzehnts von 46,6 Prozent im Jahr 2016 auf

60,3 Prozent im Jahr 2025. Diese Entwicklung zeigt, dass

arbeitsmarktpolitische Reformen Wirkung entfalten können.

Sie reicht jedoch nach Einschätzung des IW nicht aus,

um den demografisch bedingten Verlust an Fachkräften

auszugleichen.

Die politische Debatte diskutiert den

falschen Zielkonflikt

Vor diesem Hintergrund wirkt die öffentliche Diskussion

erstaunlich eng geführt. Sie kreist um die Frage, ob

Beschäftigte mit 45 Beitragsjahren früher oder später in

den Ruhestand wechseln sollen und ob eine Anhebung

des gesetzlichen Renteneintrittsalters sozial vertretbar ist.

Diese Fragen sind politisch verständlich, weil sie unmittelbar

einzelne Beschäftigtengruppen betreffen und sich im

Wahlkampf leicht zuspitzen lassen.

Ökonomisch greifen sie jedoch zu kurz.

Die IW-Daten beschreiben keinen vorübergehenden Effekt

einzelner Rentenzugänge, sondern den Beginn einer

langfristigen demografischen Verschiebung. Der Arbeitsmarkt

verliert nicht nur Arbeitskräfte, sondern vor allem Erfahrung,

Qualifikation und betriebsspezifisches Wissen. Gerade in

Engpassberufen lassen sich diese Ressourcen weder
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kurzfristig ausbilden noch vollständig durch Zuwanderung

ersetzen.

Die entscheidende wirtschaftspolitische Frage lautet deshalb

nicht, ob ein späterer Renteneintritt den Fachkräftemangel

beseitigt. Das wird er nicht leisten. Sie lautet vielmehr,

ob Deutschland durch einen längeren Verbleib erfahrener

Beschäftigter genügend Zeit gewinnt, um seine Produktivität

schneller zu erhöhen, als qualifizierte Arbeitskräfte den

Arbeitsmarkt verlassen.

Der spätere Renteneintritt ist eine

Brücke – keine Dauerlösung

Der demografische Wandel lässt sich nicht aufhalten.

Die geburtenstarken Jahrgänge werden den Arbeitsmarkt

verlassen – unabhängig davon, ob dies mit 67 oder 69 Jahren

geschieht. Gerade deshalb besteht der volkswirtschaftliche

Nutzen eines späteren Renteneintritts nicht in einigen

zusätzlichen Arbeitsjahren allein.

Sein eigentlicher Wert liegt im gewonnenen Zeitfenster.

Jedes zusätzliche Erwerbsjahr stabilisiert zunächst

Wertschöpfung, Steueraufkommen und

Sozialversicherungen. Gleichzeitig verschafft es

Unternehmen und Staat die Möglichkeit,

Produktionsprozesse umzubauen, Automatisierung und

Künstliche Intelligenz einzuführen, Fachkräfte weiterzubilden

und Arbeitsorganisation neu auszurichten. Die

Transformation einer Volkswirtschaft benötigt Zeit. Sie

entsteht nicht durch politische Beschlüsse, sondern durch

Investitionen, Innovationen und organisatorischen Wandel.

Genau darin unterscheidet sich eine kurzfristige

arbeitsmarktpolitische Maßnahme von einer langfristigen

Standortstrategie.

Produktivität wird zum

entscheidenden Standortfaktor

Deutschland steht vor einer Entwicklung, die sich durch

zusätzliche Erwerbstätigkeit allein nicht mehr ausgleichen

lässt. Mit dem Ausscheiden der Babyboomer sinkt das

Arbeitskräftepotenzial dauerhaft. Künftiges Wachstum wird

deshalb deutlich stärker von Produktivitätssteigerungen

abhängen als von der Zahl der Beschäftigten.

Das verändert auch die Funktion des Renteneintrittsalters.

Es ist keine dauerhafte Antwort auf den Fachkräftemangel,

sondern ein Instrument, um den Übergang in eine

produktivere Wirtschaftsstruktur abzusichern. Wird die

gewonnene Zeit nicht genutzt, verschiebt sich das Problem

lediglich um wenige Jahre. Werden die zusätzlichen Jahre

hingegen konsequent für Automatisierung, Digitalisierung,

Qualifizierung und Investitionen genutzt, kann aus dem

demografischen Druck ein geordneter Strukturwandel

entstehen.

Die eigentliche wirtschaftspolitische Herausforderung besteht

daher nicht darin, den Renteneintritt um einzelne Jahre zu

verschieben. Entscheidend ist, ob Politik und Unternehmen

diese Zeit als Investitionsfenster verstehen oder lediglich als

Aufschub eines Problems.

Die Rentendebatte ist in Wahrheit

eine Debatte über die Zukunft des

Wirtschaftsstandorts

Die Analyse des IW macht deutlich, dass Deutschland vor

einer strukturellen Zäsur steht. Millionen erfahrene Fachkräfte

werden den Arbeitsmarkt verlassen, während der Bedarf an

qualifizierten Beschäftigten weiter steigt. Diese Entwicklung

lässt sich weder durch eine isolierte Rentenreform noch durch

einzelne arbeitsmarktpolitische Maßnahmen aufhalten.

Der eigentliche Zielkonflikt verläuft deshalb nicht zwischen

früherem oder späterem Renteneintritt. Er verläuft zwischen

einer Politik, die vor allem bestehende Ansprüche verwaltet,

und einer Wirtschaftspolitik, die den demografischen Wandel

als Wettlauf gegen die Zeit begreift.

Ein späterer Renteneintritt löst den Fachkräftemangel nicht.

Sein volkswirtschaftlicher Wert besteht darin, Zeit zu

gewinnen. Ob Deutschland diese Zeit nutzt, um Produktivität,

Automatisierung und Innovation schneller voranzutreiben als

die Gesellschaft altert, entscheidet nicht über zwei zusätzliche

Arbeitsjahre – sondern über die Wettbewerbsfähigkeit des

Standorts in den kommenden Jahrzehnten.

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft (IW Köln), „Viele

baldige Rentner üben Engpassberufe aus“, 3. August 2026.
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